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[bookmark: _Hlk189645756][bookmark: _Hlk197941314]Gesundheitsministerin veröffentlicht Ergebnisse der Versorgungsbedarfsanalysen
(MGS, Pressemitteilung vom 07.05.2025)

Forschungs- und Beratungsunternehmen haben im Auftrag des Gesundheitsministeriums die sogenannten „Versorgungsbedarfsanalysen für die Gesundheitsregionen Brandenburgs“ erarbeitet. Die Versorgungsbedarfsanalysen enthalten Prognosen der zukünftigen Bedarfe an stationären Leistungen unter Berücksichtigung der demografischen Entwicklung und des erwarteten Potenzials zur ambulanten Behandlung. Die fundierte Datenbasis ist eine Grundlage der neuen Krankenhausplanung und damit ein Baustein bei der Umsetzung der Krankenhausreform im Land Brandenburg. Gesundheitsministerin Britta Müller stellte die Ergebnisse der Versorgungsbedarfsanalysen nun im Gesundheitsausschuss des Landtages vor. Im Vordergrund steht die Frage, wie auch in Zukunft flächendeckend eine qualitativ hochwertige Versorgung bei zunehmendem Fachkräftebedarf aufrechterhalten werden kann. Die vorhandenen Ressourcen müssen so effizient wie möglich eingesetzt werden, digitale Möglichkeiten müssen ausgeschöpft und auch die Patientensteuerung verbessert werden. Die Zukunft der Versorgung ist „ambulant statt stationär“. Krankenhäuser, Rehabilitationskliniken, ambulante Praxen und Pflegeeinrichtungen müssen zum Wohl der Patient*innen stärker kooperieren. Durch die Krankenhausreform des Bundes wird die Krankenhausplanung und -vergütung zentrale Änderungen erfahren. So wird eine Umstellung der Krankenhausplanung auf eine Leistungsplanung und folglich die Vergabe von neuen Versorgungsaufträgen notwendig werden, was im Land Brandenburg im Rahmen eines fünften Krankenhausplanes umgesetzt werden wird. Die Vorbereitungen dafür laufen auf Hochtouren. Der nächste Schritt ist das Antragsverfahren, in dem die Krankenhäuser angeben können, welche Leistungsgruppen sie künftig erbringen wollen. Im Mai sollen sich die Kliniken für dieses Verfahren registrieren können. Ab Juli folgt dann 
die Beauftragung des Medizinischen Dienst Brandenburg zur Begutachtung der beantragten Leistungsgruppen, welche bis Ende 2026 zugewiesen sein sollen. Der fünfte Krankenhausplan des Landes Brandenburg soll zum 1. Januar 2027 in Kraft treten. 
Die Daten der Versorgungsbedarfsanalysen sind auf der Internetseite des Gesundheitsministeriums veröffentlicht. 

Hartmannbund Brandenburg empfiehlt neue Herangehensweise im Gesundheitswesen
(HB-LV, Pressemeldung vom 12.05.2025)

Der Hartmannbund Landesverband Brandenburg mahnt zum Start der neuen schwarz-roten Koalition und auch der neuen Spitze im Bundesgesundheitsministerium eine neue Herangehensweise im Gesundheitswesen an. Dr. Hajo Pohle, Vorsitzender des Hartmannbund Landesverband Brandenburg, betont, dass ständig nur an Stellschrauben eines an Komplexibilität nicht zu übertreffenden Systems gedreht wurde und dies mit immer unbefriedigenderen Ergebnissen. Als Ursache dieser Entwicklung benennt er das Unvermögen der Politik, relevante Ziele der Gesundheitsversorgung zu benennen. Geht es primär um die Erhöhung der Lebenserwartung der Bevölkerung oder geht es um Effizienz und Effektivität des Systems und das um jeden Preis? Geht es um die Schaffung einer Versorgung, die Empathie, Zuwendung und damit viel mehr Zeit für die Patienten benötigt? Und wissen Gesundheitsexperten und politisch Verantwortliche eigentlich, welche Versorgung die Patienten wollen? Tatsache ist, dass Patient*innen letzten Umfragen zufolge das Gesundheitssystem zunehmend kritischer sehen. Unser gegenwärtiges Sozialversicherungssystem ist an Wachstum gebunden. Bleibt dieses Wachstum auf längere Zeit aus, stellt sich die Frage, ob die GKV sich weiterhin in einem großen Ausmaß versicherungsfremde Leistungen wie die kostenlose Behandlung von Familienangehörigen und Kindern und vieles anderes leisten kann. Anzeichen dafür, dass unser System zunehmend an seine Grenzen gerät, würden sich allerorten zeigen. Der Hartmannbund Brandenburg erwartet von der neuen Gesundheitsministerin und der neuen Regierung daher nicht nur kosmetische Korrekturen, sondern tiefgreifende strukturelle Reformen, um unsere Gesundheitsversorgung für die nächsten Jahrzehnte verlässlich zu gestalten. 

Brandenburger Kliniken schneiden bei Patientenzufriedenheit gut ab 
(AOK, Pressemitteilung vom 22.05.2025)

Die Ergebnisse für 45 brandenburgische Kliniken sind jetzt im AOK-Gesundheitsnavigator (https://www.aok.de/pk/gesundheitsnavigator/) abrufbar. Rund 11.000 Versicherte der AOK Nordost wurden nach einem stationären Aufenthalt in einer Brandenburger Klinik befragt. Neben allgemeinen Eindrücken zur Versorgung geben die Bewertungen auch Hinweise darauf, wie gut Informationen, Organisation und Ausstattung der Kliniken aus Patientensicht funktionieren. Die Patientenbewertung kann neben Fallzahlen und medizinischer Ergebnisqualität ein wichtiges Kriterium bei der Wahl der passenden Klinik sein. Die AOK Nordost wird die Ergebnisse der Befragung nutzen, um mit unterdurchschnittlich bewerteten Kliniken ins Gespräch zu kommen. Die Befragung liefert Kliniken z.B. Hinweise, wo sie ihre Abläufe verbessern und Wartezeiten reduzieren sollten. Besonders positiv wurde das Pflegepersonal bewertet. Viele Befragten fühlten sich respektvoll und sicher behandelt. Kritischer fiel das Urteil beim Thema Verpflegung und vor allem beim Entlassungsmanagement aus. 

Gesundheitsministerin Müller: „Finanzierungslücken bedrohen Sicherstellung der Versorgung“
(MGS, Pressemitteilung vom 23.05.2025)

Der Deutschen Krankenhausgesellschaft zufolge haben rund 80 Prozent der Standorte das vergangene Jahr mit einem negativen Ergebnis abgeschlossen. Gründe sind vor allem die Preissteigerungen bei den Personal- und Sachkosten. Die Ertrags- und Finanzlage vieler Krankenhäuser hat sich in den vergangenen Jahren verschlechtert. Die finanzielle Lage wird 2025 für viele noch schwieriger werden. Die Folgen der jahrelangen strukturellen Unterfinanzierung sind deutlich sichtbar und höchst alarmierend. Das Fundament, auf dem die Krankenhausreform aufbauen soll, weist bereits tiefe Risse auf. Diese Finanzierungslücken gefährden nicht nur einzelne Standorte, sie bedrohen zunehmend das gesamte System. Wenn vier von fünf Krankenhäuser im laufenden Jahr mit einem Defizit rechnen und zwei Drittel sogar eine weitere Verschlechterung erwarten, handelt es sich nicht um Ausnahmen, sondern um ein strukturelles Problem. Die Gesundheitsministerin betont, dass es dringend einen strukturellen Inflationsausgleich bedarf, um das Fundament der stationären Versorgung zu stabilisieren. Im Bundesrat hat nun der Brandenburger Entschließungsantrag für eine Überbrückungsfinanzierung zur Stabilisierung der Krankenhauslandschaft im Transformationsprozess der Krankenhausreform eine Mehrheit bekommen. Mit der Entschließung wird die Bundesregierung aufgefordert, zusätzliche Mittel für den Übergangszeitraum, bis die Reform vollständig greift, zur Verfügung zu stellen. Zudem wird der noch immer fehlende Inflationsausgleich für die Kliniken für die Jahre 2022 und 2023 gefordert. 

  Informationen der BAG SELBSTHILFE
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“Mehr Inklusion gegen den Fachkräftemangel“
(BAG Selbsthilfe, E-Mail vom 15.05.2025)

In einem Beitrag unter dem Titel “Mehr Inklusion gegen den Fachkräftemangel“ hat die Tagesschau darauf aufmerksam gemacht, dass die Zahl der arbeitslosen Menschen mit Schwerbehinderung im Jahr 2024 um 6% gestiegen ist. Für die Bundesagentur für Arbeit ist ihre Inklusion ein wichtiger Beitrag zur Fachkräftesicherung. Danach sieht diese in den rund 180.000 arbeitslosen Schwerbehinderten in Deutschland ein Potenzial im Kampf gegen den Fachkräftemangel. Im Durchschnitt seien sie besser ausgebildet als die Gesamtheit der Arbeitnehmerschaft. 53 Prozent der arbeitslosen Menschen mit einer Schwerbehinderung haben der Bundesagentur für Arbeit zufolge eine abgeschlossene Berufsausbildung, bei allen Arbeitslosen sind es nur 44 Prozent. Dennoch gelinge es ihnen im Vergleich seltener, eine Beschäftigung aufzunehmen. Unternehmen, Arbeitsagenturen und Jobcenter müssten hier noch enger zusammenarbeiten. 

Barrierefreiheit wird Pflicht: Neues Präsidiumsgespräch zum BFSG 
(BAG Selbsthilfe, E-Mail vom 22.05.2025)

Damit Barrierefreiheit nicht nur ein Ziel bleibt, sondern gelebte Realität wird, tritt am 28. Juni 2025 das Barrierefreiheitsstärkungsgesetz (BFSG) in Kraft. Es verpflichtet Anbieter digitaler Produkte und Dienstleistungen (u.a. Webseiten, Online-Shops, Geldautomaten und E-Books) zur Barrierefreiheit. Ziel ist es, allen Menschen gleichberechtigten Zugang zu digitalen Angeboten zu ermöglichen. In der aktuellen Folge des “Präsidiumsgesprächs“ im Sichtweisen-Podcast sprechen Christiane Möller, Justiziarin und stellvertretende Geschäftsführerin des DBSV (Deutscher Blinden- und Sehbehindertenverband e.V.) und Prof. Dr. Thomas Kahlisch, Präsidiumsmitglied des DBSV und Leiter des Deutschen Zentrums für barrierefreies Lesen, über die Hintergründe und Auswirkungen des neuen Gesetzes. Sie beantworten zentrale Fragen: Wer ist vom BFSG betroffen? Wie wird es konkret umgesetzt? Was bedeutet es für Unternehmen sowie für Nutzerinnen und Nutzer? 
Hier hören Sie das “Präsidiumsgespräch“: https://www.dbsv.org/sichtweisen-podcast.html




Tipps & Informationen 



[bookmark: _Hlk194997594]Über 9.000 arbeitslose Schwerbehinderte mehr als vor einem Jahr 
(kobinet Nachrichten vom 08.05.2025)

Trotz vielfältiger Appelle und schöner Reden zur Inklusion auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt steigt die Arbeitslosigkeit schwerbehinderter Menschen weiter massiv an. Im April 2024 waren 173.765 schwerbehinderte Menschen arbeitslos gemeldet, im April 2025 stieg ihr Zahl um mehr als 9.000. Die Zahl war 2024 bereits hoch, wenn man sie mit den Zahlen vor der Corona-Pandemie vergleicht. Im April 2019 waren es über 30.000 weniger als heute. Ein Blick auf den Koalitionsvertrag von CDU, SPD und CSU gibt nur bedingt Hoffnung, dass sich an der Situation für behinderte Menschen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt viel ändern könnte. Meist sind es rhetorische Bekundungen, nur bei der Förderung der Werkstätten für behinderte Menschen wird der Koalitionsvertrag konkret. Die mühsam abgeschaffte Förderung von Werkstätten für behinderte Menschen und Wohneinrichtungen aus Mitteln der Ausgleichsabgabe soll wieder eingeführt werden. Dass dies keine fördernde Wirkung für die Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt haben dürfte, darin sind sich die meisten einig. 

143.000 Unterschriften für eine umfassende Pflegereform 
(Diakonie Deutschland, Pressemitteilung vom 12.05.2025)

Pflegekräfte und Verbände übergaben zum Internationalen Tag der Pflegenden eine Petition mit dem Titel „Mach dich stark für die Pflege“ an den Leiter der Abteilung Pflegeversicherung des Bundesgesundheitsministerium. 143.000 Unterschreibende fordern in der Petition eine umfassende Pflegereform, um den Herausforderungen der Pflege gerecht zu werden. Zentrale Punkte sind die Absicherung pflegender Angehöriger, die bessere Unterstützung Pflegebedürftiger und die Sicherung der Finanzierung der Pflege. In Deutschland ist jeder sechste Mensch direkt oder indirekt von Pflege betroffen. Die Zukunft der Pflege ist deshalb eine der großen Herausforderungen unserer Zeit. Um die Pflege zukunftsfest zu machen, braucht es eine stabile Pflegeversicherung, die für alle Menschen bezahlbar bleibt. Gleichzeitig müssten die Leistungen für Pflegebedürftige effektiver und transparenter gestaltet werden. Mehr als 80 Prozent der Pflegebedürftigen werden von Angehörigen zu Hause versorgt. Sie tragen die Hauptlast und brauchen bessere finanzielle Unterstützung und einen Ausgleich durch Rentenpunkte, wenn sie wegen der Pflege beruflich kürzertreten müssen. Auch müssen die Kommunen in die Pflicht genommen werden. 
Die Diakonie Deutschland wird die Forderungen der Petition in die Begleitung des Gesetzgebungsverfahrens einbringen. 

Bundesteilhabepreis verliehen
(BMAS, Pressemitteilung vom 12.05.2025)

Im Rahmen der jährlichen Inklusionstage überreichte die Bundesministerin für Arbeit und Soziales, Bärbel Bas, zum sechsten Mal den Bundesteilhabepreis. Der Wettbewerb zum Thema „Digitalisierung Inklusiv – digitale Teilhabe von Menschen mit Behinderungen an Bildung und Arbeit“ zeichnet bundesweit herausragende Projekte aus und ist mit insgesamt 17.500 Euro dotiert. Für Menschen mit Behinderungen ist die Teilhabe an digitalen Angeboten in den Bereichen Bildung und Arbeit ein Muss. Es sind entsprechende Angebote erforderlich, die dabei unterstützen. Die ausgezeichneten Preisträger zeigen, wie diese Teilhabe umgesetzt werden kann. Sie sind daher Vorbilder für andere. Der Preis soll dazu beitragen, dass diese guten Beispiele in der Öffentlichkeit bekannt werden und künftig auch in anderen Orten in Deutschland umgesetzt werden. 
Die Preisträger des Bundesteilhabepreises 2025:

1. Preis: Projekt PIKSL Labor Düsseldorf, In der Gemeinde leben gGmbH
2. Preis: Projekt bvkm aktiv – eine App für Menschen mit Behinderung, Bundesverband für körper- und mehrfachbehinderte Menschen e. V. (bvkm)
3. Preis: Projekt Mobiles Medienlabor – Medienbildung für Alle, Zentrum für Inklusion

Neue Gesundheitsministerin Warken will auf Dialog setzen 
(Ihre Vorsorge.de vom 08.05.2025)

Die neue Bundesgesundheitsministerin Nina Warken will auf Dialog setzen, um das Versorgungssystem weiterzuentwickeln. Mit dem Gesundheitssystem komme jeder in Berührung, sagte die CDU-Politikerin bei ihrer Amtsübernahme. Daher seien die Bürger*innen besonders sensibel, wenn es etwa um die Krankenhausdichte im ländlichen Raum oder steigende Pflege-Eigenanteile gehe. Die Ministerin betonte, dass es immer ihr Anspruch war, mit den Beteiligten in Dialog zu treten. So gelte es, Aufgaben gemeinsam anzugehen und Lösungen zu finden. Warken sagte, die Herausforderungen seien nicht gering. Es gehe um gute Pflege, solide Finanzen der gesetzlichen Krankenversicherungen, schnellen Zugang zum Arzt und eine stabile Arznei-Versorgung. Der Koalitionsvertrag von Union und SPD zeige Lösungen auf. Die Ministerin betonte auch, dass die Beschäftigten im Gesundheitswesen nicht nur Anerkennung, sondern auch gute Arbeitsbedingungen brauchen. 

Gesundheitsministerium behält Zuständigkeit für Digitalisierung 
(Deutsches Ärzteblatt vom 07.05.2025)

Das Bundesministerium für Gesundheit muss keine größeren Kompetenzen und Abteilungen an das neu zu schaffende Bundesministerium für Digitalisierung und Staatsmodernisierung abgeben. Die neue Bundesregierung kommt damit der seit Jahren erhobenen Forderung nach, ein eigenes Digitalministerium aufzubauen, um Digitalisierungsmaßnahmen einheitlich steuern zu können. Bisher waren Kompetenzen und Abteilungen in sechs anderen Häusern angesiedelt (Ministerium für Inneres, Verkehr, Wirtschaft, Finanzen, Justiz sowie dem Bundeskanzleramt). Grundsatzfragen und strategische Vorschau sollen nicht mehr wie bisher beim Kanzler angesiedelt sein, sondern im neuen Ministerium. Das Digitalministerium soll ferner die Zuständigkeit für einen Zustimmungsvorbehalt für alle wesentlichen IT-Ausgaben der unmittelbaren Bundesverwaltung erhalten – wovon das Gesundheitswesen nicht betroffen ist. Damit dürfte die Hoheit über Projekte wie die Einführung der elektronischen Patientenakte, den Aufbau einer Gesundheitsdateninfrastruktur oder die flächendeckende Einführung einer elektronischen Gesundheits-ID im Fachbereich der neuen Bundesgesundheitsministerin bleiben. 

Wie Menschen mit Behinderungen am Sporttreiben gehindert werden
(EU-Schwerbehinderung vom 08.05.2025)

Stell dir vor, du möchtest Sport treiben, etwas Gutes für deine Gesundheit tun, Menschen treffen, dich engagieren. Und dann sagt dir jemand, noch bevor du überhaupt eine Schweißperle auf der Stirn hast: „Das macht dann 2.000 Euro bitte.“ So geht es vielen Menschen mit Behinderungen, denn ohne Sportprothese oder Sportrollstuhl haben sie oftmals keine Chance am Sport teilzunehmen. Die Versorgung mit Hilfsmitteln ist unzureichend und nicht im Sinne der Betroffenen geregelt. Krankenversicherungen oder Sozialleistungsträger verweigern immer wieder die Finanzierung. Indem sie den Breiten- und Vereinssport als reine Privatsache abtun, entziehen sie sich der Verantwortung. Es kommt zum bürokratischen Hürdenlauf. Menschen mit Behinderungen bleiben dem Sport und damit einem wichtigen gesellschaftlichen Treffpunkt fern und fühlen sich ausgeschlossen. Sport wirkt sich körperlich und mental positiv auf die Gesundheit von Menschen mit Behinderungen aus und spart damit Geld, indem er möglichen späteren Behandlungen vorbeugt. Die Bereitstellung von Hilfsmitteln ist unterm Strich also ein für die Gesellschaft gewinnbringendes Investment. Ziel muss es sein, Sport für alle zu ermöglichen. Es darf kein Hindernis für Menschen mit Behinderungen sein, wenn sie ein notwendiges Hilfsmittel zum Sporttreiben benötigen. Die Förderung sollte selbstverständlich sein. 

Kranken- und Pflegeversicherung soll zunächst aus Bundeshaushalt gestützt werden
(Deutsches Ärzteblatt vom 19.05.2025)

Die Finanzlage bei der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) und auch der sozialen Pflegeversicherung ist desaströs. Händeringend wird nach Lösungen gesucht. Bundesfinanzminister Lars Klingbeil erklärte jüngst, die klamme Kranken- und Pflegeversicherung zunächst mit Zuschüssen aus dem Bundeshaushalt stützen zu wollen. Längerfristig seien aber grundlegende und mutige Strukturreformen der Sozialversicherung nötig. Der Finanzminister mahnte, dass man die Probleme nicht dauerhaft einfach nur mit immer mehr Steuergeld kitten kann. Um die Finanzlage zu verbessern und weitere Beitragssteigerungen zu verhindern, hatte Bundesgesundheitsministerin Nina Warken zuvor für beide Versicherungssysteme Milliardenbeträge gefordert. Die Ministerin sprach von einer „dramatischen Lage“ der Krankenkassen. Mit einem Notpaket will sie einen weiteren Anstieg der Beitragssätze in der GKV verhindern oder zumindest dämpfen. Angesichts ihrer schwierigen Finanzlage dringen die Krankenkassen auf ein Ausgabenmoratorium. Diese Forderung blieb nicht unwidersprochen und führt im Gesundheitswesen zu neuen Diskussionen. Durch eine strikte Bindung der Ausgabenentwicklung an die reale Einnahmesituation der gesetzlichen Krankenversicherung würde ein Ausgabenmoratorium sicherstellen, dass die Beitragssätze stabil bleiben können. Die Vertragsärzte sehen ein solches Moratorium skeptisch. Ursache für die kritische Finanzlage der Krankenkassen sind aus Sicht der KBV (Kassenärztliche Bundesvereinigung) die milliardenschweren versicherungsfremden Leistungen, welche der Staat aus Beiträgen der gesetzlichen Krankenversicherten finanziert. Den größten Kostenblock bilden die Kliniken, für die die Krankenkassen mittlerweile rund 100 Milliarden Euro aufbringen müssten. Ein Ausgabenmoratorium für sämtliche Leistungsbereiche hätte Einschränkungen bei der Patientenversorgung zur Folge. Kritisch gesehen wird auch die Forderung der Krankenkassen nach einem Honorardeckel, da dieser die Falschen treffen würde, z.B. Physiotherapeut*innen, Psychotherapeut*innen oder Hebammen. Aus Sicht von Bundeskanzler Friedrich Merz muss die neue Regierung mehr voranbringen als im Koalitionsvertrag vereinbart. 

Seminare & Veranstaltungen 

AOK-Forum live: “Zwischen Innovation und Realität – Brandenburgs Gesundheitsversorgung auf dem Weg in die Zukunft 

Termin:			17. Juni 2025		    17:00 Uhr, Einlass ab 16:30 Uhr

Ort:				Potsdam

Veranstalter:	AOK Nordost 

Anmeldung:	Zwischen Innovation und Realität - Brandenburgs Gesundheitsversorgung auf dem Weg in die Zukunft | Presse | AOK Nordost

Wie gelingt es, die gesundheitliche Versorgung in Brandenburg so zu gestalten, dass alle Menschen auch in den kommenden Jahren gut und sicher versorgt sind? Diskutieren Sie mit uns, wie Brandenburg sich als zukunftsfähiger Gesundheitsstandort positioniert. Freuen Sie sich auf spannende Impulse und neue Perspektiven. Es debattieren u.a.: Gesundheitsministerin Britta Müller und Daniela Teichert, Vorstandsvorsitzende der AOK Nordost 

Online-Info-Veranstaltung: “39. BARCAMP SELBSTHILFE“
(BAG Selbsthilfe, E-Mail vom 23.04.2025)

Termin:			17. Juni 2025			        10:00 bis ca. 12:30 Uhr

Veranstalter:	BAG SELBSTHILFE

Die Veranstaltung umfasst folgende Themen: 

1. Teil: Aktuelle digitale Fragestellungen

Die digitale Welt und ihre Protagonist*innen verändern sich gerade rapide. Digitale Souveränität ist plötzlich ein großes politisches Thema, ohne dass es dafür eine allgemeingültige Definition gibt. Welche Möglichkeiten haben wir als gemeinnützige Organisationen zu agieren und uns und unsere Mitglieder und (ehrenamtlichen) Mitarbeiter*innen zu schützen? Wie können wir mit den diversen und kaum zu überblickenden 'KI'-Werkzeugen umgehen? Welche Alternativen gibt es zu den Angeboten von Big-Tech? 

1. Teil: Die gesundheits- und behindertenpolitische Arbeit der neuen Bundesregierung

Die neue Bundesregierung hat ihre Arbeit aufgenommen und bereits eine Vielzahl an gesundheits-, behinderten- und digitalpolitische Verfahren angestoßen. In diesem Teil stellen wir Ihnen den aktuellen Stand, die Aktivitäten der BAG SELBSTHILFE sowie die Möglichkeiten und Notwendigkeiten zur Beteiligung der Selbsthilfe vor.

1. Teil: Offener Austausch

Hier möchten wir uns u.a. gerne mit Ihnen darüber austauschen, ob das Angebot eines „Baukastensystems“ für Homepages inklusive eines Bundles, das auch die Pflege und technisches Update der Homepages mitfinanziert, für die Selbsthilfe ein interessantes Angebot wäre.

Weitere Themen, die Sie mit den anwesenden Teilnehmer*innen und Vertreter*innen der BAG SELBSTHILFE diskutieren möchten, können Sie gerne im Vorfeld die BAG SELBSTHILFE melden oder diese spontan während der Veranstaltung einbringen. 

An Zoom-Meeting teilnehmen: 
https://us02web.zoom.us/j/87867559188?pwd=jJyCj9lSqwgJQJIuzmvnDOP2EWfWo7.1

Meeting-ID: 878 6755 9188
Kenncode: 378499

Telefonische Einwahlmöglichkeit suchen: https://us02web.zoom.us/u/ku4wVFYJ4



Online-Veranstaltung: “Medizin von A-Z“
(LBB, E-Mail vom 21.05.2025)

Termin:			23. Juni 2025				15:00 bis 16:30 Uhr

Veranstalter:	Medizinischer Dienst Berlin-Brandenburg 

Anmeldung:			www.md-bb.org/aktuelles/veranstaltungen
				Anmeldeschluss: 13.06.2025

Die Online-Veranstaltung zum Thema Hilfsmittel findet im Rahmen der Reihe Medizinischer Dienst im Dialog statt. Wollten Sie schon immer wissen, was der Medizinische Dienst Berlin-Brandenburg (MD BB) ist und was er tut?

Inhalte der Veranstaltung: 

· Rolle und Funktion des MD BB
· Ablauf und Inhalt der Hilfsmittelversorgung 
· Sozialmedizinische Aspekte einer Hilfsmittelbegutachtung 
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